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Vorblatt 


2. Unterhaltshilfe- Anpassungsgesetz 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Die Unterhaltshilfe nach dem Lastenausgleichsgesetz ist zuletzt 
Mitte 1967 festgesetzt worden und der Zuschlag für früher Selb- 
ständige seit 1965 im Grunde unverändert geblieben. Seitdem 
haben sich die wirtschaftlichen Verhältnisse geändert. 


B. Lösung 

Durch den Entwurf sollen — in Anpassung an die wirtschaft- 
liche Entwicklung und an Verbesserungen in anderen Sozial- 
bereichen — die Unterhaltshilfe um etwa 15 v. H. und der 
Selbständigenzuschlag linear um 15 DM erhöht werden. 


C. Alternativen 

Der von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachte Entwurf eines 
23. ÄndG LAG — Drucksache VI/ 119 — sieht u. a. ebenfalls eine 
Anhebung der Unterhaltshilfe (durchweg 10 v. H. und Erhöhung 
des Selbständigenzuschlages um 15 DM) vor, darüber hinaus 
jedoch noch die Neuschaffung weiterer Stufen beim Selbstän- 
digenzuschlag. 


D. Kosten 


Die Kosten des Regierungsentwurfs werden für die Laufzeit 
der Unterhaltshilfe (bis über das Jahr 2000 hinaus) etwa 
2,2 Mrd. DM betragen; davon entfallen auf 

Ausgleichsfonds 1,1 Mrd. DM 

Bundeshaushalt 370 Millionen DM 

Länderhaushalte 740 Millionen DM. 


Die jährliche Mehrbelastung des Bundeshaushalts beträgt 


für 1970 
für 1971 
für 1972 
für 1973 


= 16 Millionen DM 

= 33 Millionen DM 

= 28,5 Millionen DM 

= 26,5 Millionen DM. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 31. März 1970 

III/5 — 53326 — La 5/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Anpas- 
sung der Unterhaltshilfe nach dem Lastenaus- 
gleichsgesetz (2. Unterhaltshilfe-Anpassungs- 
gesetz — 2. UAG) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern des Innern 
und der Finanzen gemeinsam erstellt worden. 

Die Vorlage ist dem Herrn Präsidenten des Bundesrates am 
6. März 1970 als besonders eilbedürftig zugeleitet worden. 

Die Stellungnahme des Bundesrates wird unverzüglich nach- 
gereicht werden. 


Brandt 
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Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Anpassung der Unterhaltshilfe nach dem 
Lastenausgleichsgesetz 

(2. Unterhaltshilfe-Anpassungsgesetz — 2. UAG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1909) wird wie folgt geändert: 

1. In § 267 Abs. 1 wird ersetzt 

a) in Satz 1 die Zahl „205" durch die Zahl „235", 

b) in Satz 2 die Zahl „135" durch die Zahl „155" 
und 

die Zahl „70" durch die Zahl „80". 

2. In § 269 wird ersetzt 

a) in Absatz 1 die Zahl „205" durch die Zahl „235", 

b) in Satz 2 die Zahl „135" durch die Zahl „155" 
und 

die Zahl „70" durch die Zahl „80". 

3. In § 269 a wird ersetzt 
a) in Absatz 2 


die Zahl 

„40" durch die Zahl 

,55", 

die Zahl 

„55" durch die Zahl 

„70" , 

die Zahl 

„70" durch die Zahl 

,85", 

die Zahl 

„80" durch die Zahl 

,95", 

die Zahl 

„90" durch die Zahl , 

,,105" und 

die Zahl 

„100" durch die Zahl , 

„115", 

Absatz 
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die Zahl 

„20" durch die Zahl 

,30", 

die Zahl 

„25" durch die Zahl 

,35", 

die Zahl 

„30" durch die Zahl 

,40", 

die Zahl 

„35" durch die Zahl 

,45", 

die Zahl 

„40" durch die Zahl 

„50" und 

die Zahl 

„50" durch die Zahl 

,60". 


4. In § 274 Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz wird die 
Zahl „170" ersetzt durch die Zahl „210". 

5. In § 275 Abs. 1 wird die Zahl „110" ersetzt durch 
die Zahl „126". 

6. In § 276 Abs. 4 wird ersetzt 

a) in Satz 1 

die Zahl „65" durch die Zahl „80", 
die Zahl „50" durch d de Zahl „60" und 
die Zahl „30" durch die Zahl „35", 

b) in Satz 5 die Zahl „81" durch die Zahl „93". 

7. In § 279 Abs. 1 wird ersetzt 

die Zahl „450" durch die Zahl „480", 
die Zahl „200" durch die Zahl „220", 
die Zahl „76" durch die Zahl „86", 
die Zahl „170" durch die Zahl „186", 
die Zahl „650" durch die Zahl „680", 
die Zahl „270" durch die Zahl „286", 
die Zahl „250" durch die Zahl „270" und 
die Zahl „121" durch die Zahl „131". 

8. In § 292 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 
Nr. 1 wird jeweils die Zahl „81" ersetzt durch die 
Zahl „93". 

§ 2 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Inkrafttreten 

Diese Gesetz tritt am 1. Juni 1970 in Kraft. 
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Begründung 


I. Im allgemeinen 

Die Sätze der Unterhaltshilfe sind letztmalig durch 
das Zwanzigste Gesetz zur Änderung des Lasten- 
ausgleichsgesetzes mit Wirkung ab 1. Juni 1967 er- 
höht worden. In der Zwischenzeit sind für die Zeit 
ab 1. Juni 1968 und — durch das 1. Unterhaltshilfe- 
Anpassungsgesetz — ab 1. Jumi 1969 die Freibe- 
träge bei Bezug von Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung und ähnlichen Versorgungsbe- 
zügen soweit angehoben worden, daß damit die Er- 
höhung der Renten durch das 10. und 11. Renten- 
anpassungsgesetz im Durchschnitt an die Unterhalts- 
hilfeempfänger weitergegeben wurde. Nunmehr er- 
scheint eine Erhöhung der Sätze der Unterhaltshilfe 
unabweislich, um alle Unterhaltshilfeempfänger an 
den Ergebnissen der wirtschaftlichen Entwicklung 
seit 1967 teilnehmen zu lassen. Bei denjenigen Un- 
terhaltshilfeempfängern, die zugleich Renten aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung beziehen, wird da- 
mit auch der Rentenerhöhung durch das 12. Renten- 
anpassungsgesetz Rechnung getragen. Angezeigt er- 
scheint auch eine angemessene Anhebung des Zu- 
schlags für ehemals Selbständige, wie sie auch der 
Deutsche Bundestag in seiner Entschließung am 
13. Juni 1969 aus Anlaß der Verabschiedung des 
1. Unterhaltshilfe-Anpassungsgesetzes gefordert hat. 
Der vorliegende Entwurf führt für die Laufzeit der 
Unterhaltshilfe (bis über das Jahr 2000 hinaus) zu 
Mehrausgaben von insgesamt rund 2,2 Mrd. DM. 
Hiervon haben nach § 6 Abs. 4 LAG der Ausgleichs- 
fonds rund 1,1 Mrd. DM, die Länderhaushalte 740 
Millionen DM und der Bundeshaushalt 370 Millionen 
DM zu tragen. Die jährlichen Mehrausgaben sind 
für 1970 mit insgesamt etwa 97 Millionen DM, für 
1971 mit insgesamt rund 200 Millionen DM anzu- 
nehmen und sinken im weiteren Verlauf ab. 

Die jährliche Mehrbelastung des Bundeshaushalts im 
Zeitraum der mehrjährigen Finanzplanung beträgt 

für 1970 = 16 Millionen DM, 
für 1971 ==■ 33 Millionen DM, 
für 1972 — 28,5 Millionen DM, 
für 1973 = 26,5 Millionen DM. 

Diese Mehrbelastung ist bis auf Spitzenbeträge im 
Entwurf des Bundeshaushalts 1970 und in der mehr- 
jährigen Finanzplanung erfaßt. Die Spitzenbeträge 
werden im Nachtragshaushalt 1970 und bei der Fort- 
schreibung der mehrjährigen Finanzplanung bis 1974 
berücksichtigt. 

II. Im einzelnen 

Zu § 1 Nr. 1 und 2 (§§ 267, 269 LAG) 

Eine Erhöhung der Sätze der Unterhaltshilfe um rd. 
15 v. H. erscheint unter Berücksichtigung des Um- 


standes, daß die Unterhaltshilfe drei Jahre unver- 
ändert geblieben ist, notwendig und auch im Hin- 
blick auf die Entwicklung in anderen Sozialberei- 
chen angemessen. 

Zu § 1 Nr. 3 (§ 269 a LAG) 

Für den Selbständigenzuschlag zur Unterhaltshilfe 
wird eine lineare Erhöhung sowohl für den Sockel- 
betrag als auch für den Ehegattenzuschlag vorge- 
schlagen, deren Umfang in den unteren Stufen die 
prozentuale Erhöhung der Sätze der Unterhaltshilfe 
übersteigt. Maßgebend dafür ist der Umstand, daß 
die Sätze des Selbständigenzuschlags — von ge- 
ringfügigen „Begradigungen" der Tabelle abgesehen 
— seit 1965 unverändert geblieben sind. Die betrags- 
mäßig gleiche Erhöhung auch in den unteren Stufen 
wird für notwendig gehalten, um die hier bestehen- 
den Unterschiede zu den Freibeträgen der ehemals 
Unselbständigen zu mildern. Eine völlige Beseiti- 
gung dieser Unterschiede kann dagegen aus Kosten- 
gründen nicht in Erwägung gezogen werden. 

Zu § 1 Nr. 4 (§ 274 LAG) 

Die vorgeschlagene Erhöhung ist erforderlich, um 
die Leistungen an Empfänger von Rentner-Unter- 
haltshilfe im gleichen Ausmaß wie die Sätze der 
Unterhaltshilfe zu verbessern. 

Zu § 1 Nr. 5 (§ 275 LAG) 

Die hier vorgesehene Erhöhung des Satzes der Un- 
terhaltshilfe für Vollwaisen entspricht der Anhe- 
bung der Unterhaltshilfesätze in § 269 LAG. 

Zu § 1 Nr. 6 (§ 276 Abs. 4 LAG) 

Die in Buchstabe a vorgesehene Erhöhung derjeni- 
gen Beträge, die von der Unterhaltshilfe bei länger 
dauerndem Krankenhausaufenthalt einbehalten wer- 
den können und seit 1965 unverändert geblieben 
sind, ist im Hinblick auf die zweimalige Erhöhung 
der Unterhaltshilfe angebracht. 

Die Änderung in Buchstabe b ist zur Anpassung an 
§ 1 Nr. 4 (§ 274 LAG) notwendig. 

Zu § 1 Nr. 7 (§ 279 LAG) 

Eine Erhöhung des Einkommenshöchstbetrags der 
Entschädigungsrente im gleichen Ausmaß, in dem die 
Sätze der Unterhaltshilfe angehoben werden sollen, 
isL wegen derjenigen Fälle angezeigt, -in denen Ent- 
schädigungsrente neben Unterhaltshilfe gewährt 
wird, damiL sich die Erhöhung der Unterhaltshilfe 
in diesen Fällen unbeschränkt auswirken kann. Da 
diese Verbesserung auch den Empfängern von Ent- 
schädigungsrente allein zugute kommt, erscheint 
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eine weitergehende Erhöhung des Einkommens- 
höchstbetrags der Entschädigungsrente nicht veran- 
laßt. 

Zu § 1 Nr. 8 (§ 292 LAG) 

Die Änderungen dienen der Anpassung an § 1 Nr. 4 
(§ 274 LAG). 

Zu § 3 (Inkrafttreten) 

Die vorgeschlagenen Verbesserungen müssen mit 
dem 1. Juni 1970 wirksam werden, weil von diesem 
Zeitpunkt ab die Rentenerhöhungen nach dem Zwölf- 
ten Rentenanpassüngsgesetz auf die Unterhaltshilfe 
anzurechnen sind. 
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